
Während die Anforde-
rungen für Neubau-
vorhaben mit der

Energieeinspar-Verordnung be-
reits in Deutschland umgesetzt
wurden, müssen künftig die An-
forderungen auch beim Gebäu-
debestand berücksichtigt wer-
den. Eine wesentliche Anforde-
rung ist dabei die Erstellung von
Energieausweisen für Gebäude.

Energieausweis

In Artikel 7, Ausweis über die
Gesamtenergieeffizienz, wird
gefordert, dass beim Bau, beim
Verkauf oder bei der Vermie-
tung von Gebäuden dem Eigen-
tümer bzw. dem potenziellen
Käufer oder Mieter vom Eigen-
tümer ein Ausweis über die Ge-
samtenergieeffizienz vorgelegt
wird. Die Gültigkeitsdauer des
Energieausweises darf 10 Jahre
nicht überschreiten. Im Anhang
der EU-Richtlinie ist der allge-
meine Rahmen für die Berech-
nung der gesamten Energieeffi-
zienz von Gebäuden aufgeführt.
Ergänzend zu der bisher nach
EnEV geforderten Berechnungs-
weise ist beim Energieausweis
zusätzlich die eingebaute Be-
leuchtung (hauptsächlich bei
Nutzgebäuden) zu erfassen.

Energieberater

Nach Artikel 10, unabhängiges
Fachpersonal, wird gefordert,
dass die Erstellung des Energie-
ausweises von Gebäuden in un-
abhängiger Weise von qualifi-
zierten und/oder zugelassenen
Fachleuten durchgeführt wird,
die entweder selbstständige
Unternehmer oder Angestellte
von Behörden oder privaten
Stellen sein können.
„Unabhängig“ bedeutet hierbei,
dass der Mitarbeiter, der den
Energiepass erstellt, unabhängig
von Weisungen, zum Beispiel von
seinem Arbeitgeber, sein muss.
Dies kann durch eine Verpflich-
tung des Beraters für eine objek-
tive und neutrale Beratung des
Kunden sichergestellt werden.

Gebäudebestand 

In Baden-Württemberg beste-
hen nach Angaben des statisti-
schen Landesamtes, Stand 2002,
rund 2,2 Millionen Gebäude mit
insgesamt 4,77 Millionen Woh-
nungen. Die Wohnungen sind
wie folgt aufgeteilt:
• 26 % = 1,24 Millionen Woh-
nungen im Einfamilienhaus
• 23 % = 1,1 Millionen Woh-
nungen in Zweifamilienhäusern

• 51 % = 2,43 Millionen Woh-
nungen in Mehrfamilienhäu-
sern

Daraus ergibt sich, dass von den
2,2 Millionen Gebäuden rund
80 % = 1,76 Millionen 1- und
2-Familienhäuser sind. Das In-
nenministerium Baden-Würt-
temberg schätzt, dass jährlich
rund 100 000 bis 120 000 Aus-
weise erstellt werden müssen.
Das bedeutet einen Bedarf von
bis zu 120 000 Energieberatun-
gen pro Jahr alleine in Baden-
Württemberg.

Qualifikationen 
für Energieberatung 

Nach Artikel 7, Absatz 2, muss
der Ausweis über die Gesamt-
energieeffizienz von Gebäuden
Referenzwerte wie gültige
Rechtsnormen und Vergleichs-
kennwerte enthalten, um den
Verbrauchern einen Vergleich
und eine Beurteilung der Ge-
samtenergieeffizienz des Ge-
bäudes zu ermöglichen. Dem
Energieausweis sind Empfeh-
lungen für die kostengünstige
Verbesserung der Gesamtener-
gieeffizienz beizufügen. Dieser
Forderung kommt bereits heu-
te der EnergieSparCheck nach.
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Mit dem EnergieSparCheck
können diese Anforderungen
(bis auf die Frage der Beleuch-
tung) der EU-Richtlinie zum 
Energiepass umgesetzt werden. 

Energie-Spar-Check

Da in Baden-Württemberg be-
reits seit dem Jahr 1999 mit dem
Energie-Spar-Check ein erfolg-
reiches System für die Erstellung
von Energiepässen für Wohn-
gebäude mit
• rund 1500 qualifizierten Be-
ratern
• zertifizierten EDV-Rechen-
programmen
• 20 000 Energieberatungen
• beste Referenzen bei der Be-
völkerung
besteht, bietet sich für die Er-
stellung von Energiepässen, ins-
besondere für Wohngebäude,
die Einbindung von ESC-Bera-
tern an. Die ESC-Berater verfü-
gen über ein breites Grund-
lagenwissen für die Energie-
beratung.
Die Kriterien für einen ESC-Be-
rater sind in Abstimmung mit
dem Umwelt- und Verkehrsmi-
nisterium Baden-Württemberg
wie folgt geregelt:
• Weiterbildungsmaßnahme mit
einheitlicher Abschlussprüfung
• Verpflichtung zur Neutralität
• Verwendung eines speziell
zugelassenen EDV-Rechenpro-
gramms
• einheitliche Form der Urkunde
als Energieausweis
• Beschwerdemanagement

Wer darf die Energie-
ausweise erstellen?

Im Rahmen der Umsetzung der
EU-Richtlinie wird eine sehr
große Nachfrage nach Ener-
gieausweisen bestehen, vor 
allem bei den 1- und 2-Famili-
enhäuser. Damit diese Energie-

Baden-Württemberg

Die EU-Richtlinie 2002/91
über die Gesamtenergie-
effizienz von Gebäuden
wurde am 16. Dezember
2002 erlassen. Sie muss
in Deutschland bis zum 
4. Januar 2006 umge-
setzt werden. Sie gilt für
Neubauten sowie für be-
stehende Gebäude.

Umsetzung der EU-Richtlinie in Baden-Württemberg 

Energieausweise erstellen

Das Innenministerium Baden-Württemberg schätzt, dass bei einem Bestand
von 2,2 Millionen Gebäude mit insgesamt 4,77 Millionen Wohnungen jähr-
lich rund 100 000 bis 120 000 Ausweise erstellt werden müssen
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pässe auf breiter Basis einge-
führt werden können, muss der
Bevölkerung ein praktikables
und kostengünstiges Verfahren
zur Energieberatungen angebo-
ten werden. Es hat allerdings
den Anschein, dass Architekten
und Ingenieure diesen Markt
für sich alleine vereinnahmen

und die handwerkliche Leistung
abqualifizieren wollen. Aus ord-
nungspolitischer Sicht sollte der
Hauseigentümer die Wahlfrei-
heit haben, ob er den Ener-
gieausweis durch einen zuge-
lassenen Architekt, Ingenieur
oder Handwerksbetrieb erstel-
len lässt. Dadurch würde gleich-

zeitig auch der Wettbewerb ge-
stärkt.
In Baden-Württemberg sollten
die ESC-Berater die Möglichkeit
erhalten, Energieausweise ge-
mäß der EU-Richtlinie auszu-
stellen. Die Zulassung könnte
an eine Zusatzqualifikation für
die ESC-Berater im Hinblick auf

die besonderen Anforderungen
der EU-Richtlinie gekoppelt
werden. Art und Umfang die-
ser Zusatzqualifikation könnte
in Abstimmung mit den betrof-
fenen Ministerien und dem Ba-
den-Württembergischen Hand-
werkstag festgelegt werden.

Dietmar Zahn

Baden-Württemberg

 Innung Stuttgart 

100-jähriges 
Innungsjubiläum 
gefeiert
Mit der alten Stuttgarter Reit-
halle hatte die Innung einen
würdigen Rahmen gefunden,
um mit ca. 200 Gästen das run-
de Jubiläum gebührend zu wür-
digen. Namhafte Vertreter aus
Handwerk, Handel, Industrie

und Politik gaben sich ein Stell-
dichein, um dem rüstigen Jubi-
lar zu gratulieren. Sogar eine
Delegation der französischen
Partner-Innung aus Straßburg
hatte sich hierzu auf den Weg
gemacht. 
Neben zahlreichen Grußwor-
ten, u. a. von Stuttgarts Ober-
bürgermeister Dr. Wolfgang
Schuster und Handwerkskam-
merpräsident Uwe Schüle über-
brachte ZVSHK-Präsident Bru-
no Schliefke die besten Wün-
sche der SHK-Berufsorganisa-
tion. 

In seiner Festrede brach
Günther Oettinger, Vorsitzen-
der der CDU-Landtagsfraktion,
eine Lanze für das SHK-Hand-
werk und die handwerkliche
Selbstverwaltung. Das Hand-
werk brauche die Innung, um
im Lobby-Wettbewerb beste-
hen zu können. Angetan zeig-
te sich der als möglicher Nach-
folger von Ministerpräsident
Teufel gehandelte Landespoliti-
ker von dem Leistungsniveau im

SHK-Bereich: „Was vor 20 Jah-
ren noch ein Ingenieurstudium
war, ist heute der Meisterbrief.“
Leider seien dadurch die Anfor-
derungen an die Auszubilden-
den so hoch, dass potenzielle
Interessenten die Anforderun-
gen nicht erfüllen könnten und
somit in Stuttgart Lehrstellen
unbesetzt blieben. Als Konse-
quenz forderte Oettinger eine
bessere Qualifizierung in den
Schulen und die Einführung ei-
ner zweizügigen Mittelschule,
von der eine Schiene speziell auf
das Handwerk ausgerichtet ist.

Auch mit weiteren Forderun-
gen, wie beispielsweise mehr
Ackerland zu Bauland zu ma-
chen fand der Politprofi An-
klang auf breiter Basis und hat
sich einmal mehr als hand-
werksfreundlicher Fraktionsvor-
sitzender mit Basisnähe ge-
outet.
Obermeister Wolfgang Gaug-
gel und Geschäftsführer Wer-
ner Füeß nutzten die Gelegen-
heit, die geschichtlichen Eckda-
ten noch einmal Revue passie-
ren zu lassen und erinnerten an

den Innungsgründer Julius Lo-
renz, der am 1. Juli 1904 mit
anderen „aufrechten Män-
nern“ die Flaschner- und In-
stallateur Innung Stuttgart
gründete. Schon im zweiten In-
nungsjahr 1905 führte er Tarif-
verhandlungen für die der In-
nung angeschlossenen Betriebe
durch. Der Tarifvertrag be-
grenzte die tägliche Arbeitszeit
auf maximal 91/2 Stunden, wo-
bei eine halbstündige Früh-
stücks- und eineinhalbstündige
Mittagspause als Unterbre-
chung vereinbart wurden. Die
Werkstätten-Ordnung der In-
nung verbot damals nicht nur
das Rauchen und Singen, Ho-
len von Getränken und Anneh-
men von Besuchen während der
Arbeitszeit, sondern auch die
Ausführung von Nebenarbeiten
und forderte ein höfliches, zu-
vorkommendes Benehmen,
nicht nur gegen den Meister
und dessen Stellvertreter und
Angehörige, sondern insbeson-
dere auch gegen die Bauleitung
und die Kundschaft. 
Ende der 30-er Jahre erschloss
sich mit dem Zentralheizungs-
und Lüftungsbau ein neues

Freuten sich über die große Gratulantenschar: Obermeister Wolfgang
Gauggel (l.) und Geschäftsführer Werner Füeß 

Der Jubilar
konnte sich
über zahlrei-
che Geschen-
ke freuen.
Hier über-
reicht Schul-
direktor Jür-
gen Hummel
eine in
Klempner-
technik von
der Robert-
Mayer-Schule
gefertigte
Kupfer-Kas-
sette

Günther Oettinger, Vorsitzender
der CDU-Landtagsfraktion: „Was
vor 20 Jahren noch ein Ingeni-
eurstudium war, ist heute der
Meisterbrief.“ 




